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6. Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

(FamFG)1)

Vom 17. Dezember 2008
(BGBl. I S. 2586)

FNA 315-24
zuletzt geänd. durch Art. 11 G zur Reform des Seehandelsrechts v. 20. 4. 2013 (BGBl. I S. 831)

– Auszug –

Buch 1. Allgemeiner Teil

Abschnitt 1. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich. Dieses Gesetz gilt für das Verfahren in Familien-
sachen sowie in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit
sie durch Bundesgesetz den Gerichten zugewiesen sind.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit. (1) Unter mehreren örtlich zuständigen Ge-
richten ist das Gericht zuständig, das zuerst mit der Angelegenheit befasst ist.
(2) Die örtliche Zuständigkeit eines Gerichts bleibt bei Veränderung der sie

begründenden Umstände erhalten.
(3) Gerichtliche Handlungen sind nicht deswegen unwirksam, weil sie von

einem örtlich unzuständigen Gericht vorgenommen worden sind.

§ 3 Verweisung bei Unzuständigkeit. (1) 1 Ist das angerufene Gericht
örtlich oder sachlich unzuständig, hat es sich, sofern das zuständige Gericht
bestimmt werden kann, durch Beschluss für unzuständig zu erklären und die
Sache an das zuständige Gericht zu verweisen. 2 Vor der Verweisung sind die
Beteiligten anzuhören.
(2) 1 Sind mehrere Gerichte zuständig, ist die Sache an das vom Antrag-

steller gewählte Gericht zu verweisen. 2Unterbleibt die Wahl oder ist das
Verfahren von Amts wegen eingeleitet worden, ist die Sache an das vom
angerufenen Gericht bestimmte Gericht zu verweisen.
(3) 1 Der Beschluss ist nicht anfechtbar. 2 Er ist für das als zuständig bezeich-

nete Gericht bindend.
(4) Die im Verfahren vor dem angerufenen Gericht entstehenden Kosten

werden als Teil der Kosten behandelt, die bei dem im Beschluss bezeichneten
Gericht anfallen.

§ 4 Abgabe an ein anderes Gericht. 1 Das Gericht kann die Sache aus
wichtigem Grund an ein anderes Gericht abgeben, wenn sich dieses zur Über-
nahme der Sache bereit erklärt hat. 2 Vor der Abgabe sollen die Beteiligten
angehört werden.
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1)Verkündet als Art. 1 G zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-Reformgesetz – FGG-RG) v. 17. 12. 2008 (BGBl. I
S. 2586, geänd. durch G v. 30. 7. 2009, BGBl. I S. 2449); Inkrafttreten gem. Art. 112 Abs. 1 dieses
G am 1. 9. 2009 mit Ausnahme des § 376 Abs. 2 FamFG, der gem. Art. 14 Abs. 1 G v. 25. 5. 2009
(BGBl. I S. 1102) bereits am 29. 5. 2009 in Kraft getreten ist.
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§ 5 Gerichtliche Bestimmung der Zuständigkeit. (1) Das zuständige
Gericht wird durch das nächsthöhere gemeinsame Gericht bestimmt:
1. wenn das an sich zuständige Gericht in einem einzelnen Fall an der Aus-
übung der Gerichtsbarkeit rechtlich oder tatsächlich verhindert ist;

2. wenn es mit Rücksicht auf die Grenzen verschiedener Gerichtsbezirke oder
aus sonstigen tatsächlichen Gründen ungewiss ist, welches Gericht für das
Verfahren zuständig ist;

3. wenn verschiedene Gerichte sich rechtskräftig für zuständig erklärt haben;
4. wenn verschiedene Gerichte, von denen eines für das Verfahren zuständig
ist, sich rechtskräftig für unzuständig erklärt haben;

5. wenn eine Abgabe aus wichtigem Grund (§ 4) erfolgen soll, die Gerichte
sich jedoch nicht einigen können.
(2) Ist das nächsthöhere gemeinsame Gericht der Bundesgerichtshof, wird

das zuständige Gericht durch das Oberlandesgericht bestimmt, zu dessen
Bezirk das zuerst mit der Sache befasste Gericht gehört.
(3) Der Beschluss, der das zuständige Gericht bestimmt, ist nicht anfechtbar.

§ 6 Ausschließung und Ablehnung der Gerichtspersonen. (1) 1 Für die
Ausschließung und Ablehnung der Gerichtspersonen gelten die §§ 41 bis 49
der Zivilprozessordnung entsprechend. 2 Ausgeschlossen ist auch, wer bei
einem vorausgegangenen Verwaltungsverfahren mitgewirkt hat.
(2) Der Beschluss, durch den das Ablehnungsgesuch für unbegründet er-

klärt wird, ist mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwendung
der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar.

§ 7 Beteiligte. (1) In Antragsverfahren ist der Antragsteller Beteiligter.
(2) Als Beteiligte sind hinzuzuziehen:

1. diejenigen, deren Recht durch das Verfahren unmittelbar betroffen wird,
2. diejenigen, die auf Grund dieses oder eines anderen Gesetzes von Amts
wegen oder auf Antrag zu beteiligen sind.
(3) Das Gericht kann von Amts wegen oder auf Antrag weitere Personen als

Beteiligte hinzuziehen, soweit dies in diesem oder einem anderen Gesetz
vorgesehen ist.
(4) 1 Diejenigen, die auf ihren Antrag als Beteiligte zu dem Verfahren hin-

zuzuziehen sind oder hinzugezogen werden können, sind von der Einleitung
des Verfahrens zu benachrichtigen, soweit sie dem Gericht bekannt sind. 2 Sie
sind über ihr Antragsrecht zu belehren.
(5) 1 Das Gericht entscheidet durch Beschluss, wenn es einem Antrag auf

Hinzuziehung gemäß Absatz 2 oder Absatz 3 nicht entspricht. 2 Der Beschluss
ist mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567
bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar.
(6) Wer anzuhören ist oder eine Auskunft zu erteilen hat, ohne dass die

Voraussetzungen des Absatzes 2 oder Absatzes 3 vorliegen, wird dadurch nicht
Beteiligter.

§ 8 Beteiligtenfähigkeit. Beteiligtenfähig sind
1. natürliche und juristische Personen,
2. Vereinigungen, Personengruppen und Einrichtungen, soweit ihnen ein
Recht zustehen kann,

3. Behörden.

6 FamFG §§ 5–8 Familienverfahrensgesetz
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§ 9 Verfahrensfähigkeit. (1) Verfahrensfähig sind
1. die nach bürgerlichem Recht Geschäftsfähigen,
2. die nach bürgerlichem Recht beschränkt Geschäftsfähigen, soweit sie für
den Gegenstand des Verfahrens nach bürgerlichem Recht als geschäftsfähig
anerkannt sind,

3. die nach bürgerlichem Recht beschränkt Geschäftsfähigen, soweit sie das
14. Lebensjahr vollendet haben und sie in einem Verfahren, das ihre Person
betrifft, ein ihnen nach bürgerlichem Recht zustehendes Recht geltend
machen,

4. diejenigen, die auf Grund dieses oder eines anderen Gesetzes dazu bestimmt
werden.
(2) Soweit ein Geschäftsunfähiger oder in der Geschäftsfähigkeit Beschränk-

ter nicht verfahrensfähig ist, handeln für ihn die nach bürgerlichem Recht
dazu befugten Personen.
(3) Für Vereinigungen sowie für Behörden handeln ihre gesetzlichen Ver-

treter und Vorstände.
(4) Das Verschulden eines gesetzlichen Vertreters steht dem Verschulden

eines Beteiligten gleich.
(5) Die §§ 53 bis 58 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

§ 10 Bevollmächtigte. (1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte
nicht geboten ist, können die Beteiligten das Verfahren selbst betreiben.
(2) 1 Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevoll-

mächtigten vertreten lassen. 2 Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit
eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, vertretungsbefugt nur
1. Beschäftigte des Beteiligten oder eines mit ihm verbundenen Unterneh-
mens (§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des
öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffent-
lichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch
Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Auf-
gaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen;

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Le-
benspartnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und
die Beteiligten, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer
entgeltlichen Tätigkeit steht;

3. Notare.
(3) 1 Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Ab-

satzes 2 vertretungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. 2 Ver-
fahrenshandlungen, die ein nicht vertretungsbefugter Bevollmächtigter bis zu
seiner Zurückweisung vorgenommen hat, und Zustellungen oder Mitteilun-
gen an diesen Bevollmächtigten sind wirksam. 3Das Gericht kann den in
Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Bevollmächtigten durch unanfecht-
baren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage
sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.
(4) 1 Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im

Verfahren über die Ausschließung und Ablehnung von Gerichtspersonen und

Familienverfahrensgesetz §§ 9, 10 FamFG 6
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im Verfahren über die Verfahrenskostenhilfe, durch einen beim Bundes-
gerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen. 2 Behörden und juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können
sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch
Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juris-
tischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten
lassen. 3 Für die Beiordnung eines Notanwaltes gelten die §§ 78 b und 78 c der
Zivilprozessordnung entsprechend.
(5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten,

dem sie angehören.

§ 11 Verfahrensvollmacht. 1 Die Vollmacht ist schriftlich zu den Gerichts-
akten einzureichen. 2 Sie kann nachgereicht werden; hierfür kann das Gericht
eine Frist bestimmen. 3 Der Mangel der Vollmacht kann in jeder Lage des
Verfahrens geltend gemacht werden. 4 Das Gericht hat den Mangel der Voll-
macht von Amts wegen zu berücksichtigen, wenn nicht als Bevollmächtigter
ein Rechtsanwalt oder Notar auftritt. 5 Im Übrigen gelten die §§ 81 bis 87
und 89 der Zivilprozessordnung entsprechend.

§ 12 Beistand. 1 Im Termin können die Beteiligten mit Beiständen erschei-
nen. 2 Beistand kann sein, wer in Verfahren, in denen die Beteiligten das
Verfahren selbst betreiben können, als Bevollmächtigter zur Vertretung befugt
ist. 3 Das Gericht kann andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies
sachdienlich ist und hierfür nach den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis
besteht. 4 § 10 Abs. 3 Satz 1 und 3 und Abs. 5 gilt entsprechend. 5 Das von
dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorgebracht, soweit es
nicht von diesem sofort widerrufen oder berichtigt wird.

§ 13 Akteneinsicht. (1) Die Beteiligten können die Gerichtsakten auf der
Geschäftsstelle einsehen, soweit nicht schwerwiegende Interessen eines Betei-
ligten oder eines Dritten entgegenstehen.
(2) 1 Personen, die an dem Verfahren nicht beteiligt sind, kann Einsicht nur

gestattet werden, soweit sie ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen und
schutzwürdige Interessen eines Beteiligten oder eines Dritten nicht entgegen-
stehen. 2Die Einsicht ist zu versagen, wenn ein Fall des § 1758 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs vorliegt.
(3) 1 Soweit Akteneinsicht gewährt wird, können die Berechtigten sich auf

ihre Kosten durch die Geschäftsstelle Ausfertigungen, Auszüge und Abschrif-
ten erteilen lassen. 2 Die Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen.
(4) 1 Einem Rechtsanwalt, einem Notar oder einer beteiligten Behörde

kann das Gericht die Akten in die Amts- oder Geschäftsräume überlassen.
2 Ein Recht auf Überlassung von Beweisstücken in die Amts- oder Geschäfts-
räume besteht nicht. 3 Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht anfechtbar.
(5) 1Werden die Gerichtsakten elektronisch geführt, gilt § 299 Abs. 3 der

Zivilprozessordnung entsprechend. 2 Der elektronische Zugriff nach § 299
Abs. 3 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung kann auch dem Notar oder der
beteiligten Behörde gestattet werden.

6 FamFG §§ 11–13 Familienverfahrensgesetz
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(6) Die Entwürfe zu Beschlüssen und Verfügungen, die zu ihrer Vorberei-
tung gelieferten Arbeiten sowie die Dokumente, die Abstimmungen betreffen,
werden weder vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.
(7) Über die Akteneinsicht entscheidet das Gericht, bei Kollegialgerichten

der Vorsitzende.

§ 14 Elektronische Akte; elektronisches Dokument. (1) 1 Die Gerichts-
akten können elektronisch geführt werden. 2 § 298 a Abs. 2 und 3 der Zivil-
prozessordnung gilt entsprechend.
(2) 1 Die Beteiligten können Anträge und Erklärungen als elektronisches

Dokument übermitteln. 2 Für das elektronische Dokument gelten § 130 a
Abs. 1 und 3 sowie § 298 der Zivilprozessordnung entsprechend.
(3) Für das gerichtliche elektronische Dokument gelten die §§ 130 b und

298 der Zivilprozessordnung entsprechend.
(4) 1 Die Bundesregierung und die Landesregierungen bestimmen für ihren

Bereich durch Rechtsverordnung den Zeitpunkt, von dem an elektronische
Akten geführt und elektronische Dokumente bei Gericht eingereicht werden
können. 2Die Bundesregierung und die Landesregierungen bestimmen für
ihren Bereich durch Rechtsverordnung die geltenden organisatorisch-tech-
nischen Rahmenbedingungen für die Bildung, Führung und Aufbewahrung
der elektronischen Akten und die für die Bearbeitung der Dokumente geeig-
nete Form. 3 Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf die jeweils zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
4 Die Zulassung der elektronischen Akte und der elektronischen Form kann
auf einzelne Gerichte oder Verfahren beschränkt werden.
(5) 1 Sind die Gerichtsakten nach ordnungsgemäßen Grundsätzen zur Erset-

zung der Urschrift auf einen Bild- oder anderen Datenträger übertragen
worden und liegt der schriftliche Nachweis darüber vor, dass die Wiedergabe
mit der Urschrift übereinstimmt, so können Ausfertigungen, Auszüge und
Abschriften von dem Bild- oder dem Datenträger erteilt werden. 2 Auf der
Urschrift anzubringende Vermerke werden in diesem Fall bei dem Nachweis
angebracht.

§ 15 Bekanntgabe; formlose Mitteilung. (1) Dokumente, deren Inhalt
eine Termins- oder Fristbestimmung enthält oder den Lauf einer Frist auslöst,
sind den Beteiligten bekannt zu geben.
(2) 1 Die Bekanntgabe kann durch Zustellung nach den §§ 166 bis 195 der

Zivilprozessordnung oder dadurch bewirkt werden, dass das Schriftstück unter
der Anschrift des Adressaten zur Post gegeben wird. 2 Soll die Bekanntgabe im
Inland bewirkt werden, gilt das Schriftstück drei Tage nach Aufgabe zur Post
als bekannt gegeben, wenn nicht der Beteiligte glaubhaft macht, dass ihm das
Schriftstück nicht oder erst zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist.
(3) Ist eine Bekanntgabe nicht geboten, können Dokumente den Betei-

ligten formlos mitgeteilt werden.

§ 16 Fristen. (1) Der Lauf einer Frist beginnt, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, mit der Bekanntgabe.
(2) Für die Fristen gelten die §§ 222 und 224 Abs. 2 und 3 sowie § 225 der

Zivilprozessordnung entsprechend.

Familienverfahrensgesetz §§ 14–16 FamFG 6
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§ 17 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. (1) War jemand ohne sein
Verschulden verhindert, eine gesetzliche Frist einzuhalten, ist ihm auf Antrag
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren.
(2) Ein Fehlen des Verschuldens wird vermutet, wenn eine Rechtsbehelfs-

belehrung unterblieben oder fehlerhaft ist.

§ 18 Antrag auf Wiedereinsetzung. (1) 1 Der Antrag auf Wiedereinset-
zung ist binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. 2 Ist
der Beteiligte verhindert, die Frist zur Begründung der Rechtsbeschwerde
einzuhalten, beträgt die Frist einen Monat.
(2) Die Form des Antrags auf Wiedereinsetzung richtet sich nach den

Vorschriften, die für die versäumte Verfahrenshandlung gelten.
(3) 1 Die Tatsachen zur Begründung des Antrags sind bei der Antragstellung

oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. 2 Innerhalb der
Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung nachzuholen. 3 Ist dies gesche-
hen, kann die Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden.
(4) Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist an

gerechnet, kann Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder ohne Antrag
bewilligt werden.

§ 19 Entscheidung über die Wiedereinsetzung. (1) Über die Wieder-
einsetzung entscheidet das Gericht, das über die versäumte Rechtshandlung
zu befinden hat.

(2) Die Wiedereinsetzung ist nicht anfechtbar.
(3) Die Versagung der Wiedereinsetzung ist nach den Vorschriften anfecht-

bar, die für die versäumte Rechtshandlung gelten.

§ 20 Verfahrensverbindung und -trennung. Das Gericht kann Verfahren
verbinden oder trennen, soweit es dies für sachdienlich hält.

§ 21 Aussetzung des Verfahrens. (1) 1 Das Gericht kann das Verfahren aus
wichtigem Grund aussetzen, insbesondere wenn die Entscheidung ganz oder
zum Teil von dem Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses
abhängt, das den Gegenstand eines anderen anhängigen Verfahrens bildet oder
von einer Verwaltungsbehörde festzustellen ist. 2 § 249 der Zivilprozessord-
nung ist entsprechend anzuwenden.
(2) Der Beschluss ist mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender

Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivilprozessordnung anfechtbar.

§ 22 Antragsrücknahme; Beendigungserklärung. (1) 1 Ein Antrag kann
bis zur Rechtskraft der Endentscheidung zurückgenommen werden. 2Die
Rücknahme bedarf nach Erlass der Endentscheidung der Zustimmung der
übrigen Beteiligten.
(2) 1 Eine bereits ergangene, noch nicht rechtskräftige Endentscheidung

wird durch die Antragsrücknahme wirkungslos, ohne dass es einer ausdrück-
lichen Aufhebung bedarf. 2 Das Gericht stellt auf Antrag die nach Satz 1
eintretende Wirkung durch Beschluss fest. 3 Der Beschluss ist nicht anfechtbar.
(3) Eine Entscheidung über einen Antrag ergeht nicht, soweit sämtliche

Beteiligte erklären, dass sie das Verfahren beenden wollen.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht in Verfahren, die von Amts wegen

eingeleitet werden können.

6 FamFG §§ 17–22 Familienverfahrensgesetz
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§ 22a Mitteilungen an die Familien- und Betreuungsgerichte.
(1) Wird infolge eines gerichtlichen Verfahrens eine Tätigkeit des Familien-

oder Betreuungsgerichts erforderlich, hat das Gericht dem Familien- oder
Betreuungsgericht Mitteilung zu machen.
(2) 1 Im Übrigen dürfen Gerichte und Behörden dem Familien- oder Be-

treuungsgericht personenbezogene Daten übermitteln, wenn deren Kenntnis
aus ihrer Sicht für familien- oder betreuungsgerichtliche Maßnahmen erfor-
derlich ist, soweit nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutz-
würdige Interessen des Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung das
Schutzbedürfnis eines Minderjährigen oder Betreuten oder das öffentliche
Interesse an der Übermittlung überwiegen. 2 Die Übermittlung unterbleibt,
wenn ihr eine besondere bundes- oder entsprechende landesgesetzliche Ver-
wendungsregelung entgegensteht.

Abschnitt 2. Verfahren im ersten Rechtszug
§ 23 Verfahrenseinleitender Antrag. (1) 1 Ein verfahrenseinleitender An-
trag soll begründet werden. 2 In dem Antrag sollen die zur Begründung
dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben sowie die Personen be-
nannt werden, die als Beteiligte in Betracht kommen. 3 Der Antrag soll in
geeigneten Fällen die Angabe enthalten, ob der Antragstellung der Versuch
einer Mediation oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen Kon-
fliktbeilegung vorausgegangen ist, sowie eine Äußerung dazu, ob einem
solchen Verfahren Gründe entgegenstehen. 4Urkunden, auf die Bezug ge-
nommen wird, sollen in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. 5 Der
Antrag soll von dem Antragsteller oder seinem Bevollmächtigten unterschrie-
ben werden.
(2) Das Gericht soll den Antrag an die übrigen Beteiligten übermitteln.

§ 24 Anregung des Verfahrens. (1) Soweit Verfahren von Amts wegen
eingeleitet werden können, kann die Einleitung eines Verfahrens angeregt
werden.
(2) Folgt das Gericht der Anregung nach Absatz 1 nicht, hat es denjenigen,

der die Einleitung angeregt hat, darüber zu unterrichten, soweit ein berechtig-
tes Interesse an der Unterrichtung ersichtlich ist.

§ 25 Anträge und Erklärungen zur Niederschrift der Geschäftsstelle.
(1) Die Beteiligten können Anträge und Erklärungen gegenüber dem zu-

ständigen Gericht schriftlich oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle abge-
ben, soweit eine Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht notwendig ist.
(2) Anträge und Erklärungen, deren Abgabe vor dem Urkundsbeamten der

Geschäftsstelle zulässig ist, können vor der Geschäftsstelle eines jeden Amts-
gerichts zur Niederschrift abgegeben werden.
(3) 1 Die Geschäftsstelle hat die Niederschrift unverzüglich an das Gericht

zu übermitteln, an das der Antrag oder die Erklärung gerichtet ist. 2 Die
Wirkung einer Verfahrenshandlung tritt nicht ein, bevor die Niederschrift
dort eingeht.

§ 26 Ermittlung von Amts wegen. Das Gericht hat von Amts wegen die
zur Feststellung der entscheidungserheblichen Tatsachen erforderlichen Er-
mittlungen durchzuführen.

Familienverfahrensgesetz §§ 22 a–26 FamFG 6
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§ 27 Mitwirkung der Beteiligten. (1) Die Beteiligten sollen bei der Er-
mittlung des Sachverhalts mitwirken.
(2) Die Beteiligten haben ihre Erklärungen über tatsächliche Umstände

vollständig und der Wahrheit gemäß abzugeben.

§ 28 Verfahrensleitung. (1) 1 Das Gericht hat darauf hinzuwirken, dass die
Beteiligten sich rechtzeitig über alle erheblichen Tatsachen erklären und
ungenügende tatsächliche Angaben ergänzen. 2 Es hat die Beteiligten auf einen
rechtlichen Gesichtspunkt hinzuweisen, wenn es ihn anders beurteilt als die
Beteiligten und seine Entscheidung darauf stützen will.
(2) In Antragsverfahren hat das Gericht auch darauf hinzuwirken, dass

Formfehler beseitigt und sachdienliche Anträge gestellt werden.
(3) Hinweise nach dieser Vorschrift hat das Gericht so früh wie möglich zu

erteilen und aktenkundig zu machen.
(4) 1 Über Termine und persönliche Anhörungen hat das Gericht einen

Vermerk zu fertigen; für die Niederschrift des Vermerks kann ein Urkunds-
beamter der Geschäftsstelle hinzugezogen werden, wenn dies auf Grund des
zu erwartenden Umfangs des Vermerks, in Anbetracht der Schwierigkeit der
Sache oder aus einem sonstigen wichtigen Grund erforderlich ist. 2 In den
Vermerk sind die wesentlichen Vorgänge des Termins und der persönlichen
Anhörung aufzunehmen. 3Über den Versuch einer gütlichen Einigung vor
einem Güterichter nach § 36 Absatz 5 wird ein Vermerk nur angefertigt,
wenn alle Beteiligten sich einverstanden erklären. 4 Die Herstellung durch
Aufzeichnung auf Datenträger in der Form des § 14 Abs. 3 ist möglich.

§ 29 Beweiserhebung. (1) 1 Das Gericht erhebt die erforderlichen Beweise
in geeigneter Form. 2 Es ist hierbei an das Vorbringen der Beteiligten nicht
gebunden.
(2) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Vernehmung bei

Amtsverschwiegenheit und das Recht zur Zeugnisverweigerung gelten für die
Befragung von Auskunftspersonen entsprechend.
(3) Das Gericht hat die Ergebnisse der Beweiserhebung aktenkundig zu

machen.

§ 30 FörmlicheBeweisaufnahme. (1) DasGericht entscheidet nach pflicht-
gemäßem Ermessen, ob es die entscheidungserheblichen Tatsachen durch eine
förmliche Beweisaufnahme entsprechend der Zivilprozessordnung feststellt.
(2) Eine förmliche Beweisaufnahme hat stattzufinden, wenn es in diesem

Gesetz vorgesehen ist.
(3) Eine förmliche Beweisaufnahme über die Richtigkeit einer Tatsachen-

behauptung soll stattfinden, wenn das Gericht seine Entscheidung maßgeblich
auf die Feststellung dieser Tatsache stützen will und die Richtigkeit von einem
Beteiligten ausdrücklich bestritten wird.
(4) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu geben, zum Ergebnis einer förmli-

chen Beweisaufnahme Stellung zu nehmen, soweit dies zur Aufklärung des
Sachverhalts oder zur Gewährung rechtlichen Gehörs erforderlich ist.

§ 31 Glaubhaftmachung. (1) Wer eine tatsächliche Behauptung glaubhaft
zu machen hat, kann sich aller Beweismittel bedienen, auch zur Versicherung
an Eides statt zugelassen werden.
(2) Eine Beweisaufnahme, die nicht sofort erfolgen kann, ist unstatthaft.
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